
 

Deutscher Juristinnenbund e.V. (djb) ● pm24-26 ● 04.04.2024 ● Seite 1/1 

Berlin, 4. April 2024 

PRESSEMITTEILUNG 

Deutscher Juristinnenbund e.V. 
Vereinigung der Juristinnen,  
Volkswirtinnen und Betriebswirtinnen 

Geschäftsstelle / Office: 
Kronenstr. 73  ●  D-10117 Berlin 
Telefon: +49 30 4432700  
geschaeftsstelle@djb.de  ●  https://www.djb.de 

Eizellabgabe legalisieren: djb veröffentlicht Policy Paper 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) befürwortet eine Legalisierung der Eizellabgabe bei 

sorgfältiger Regulierung zum Schutz aller beteiligten Personen. Bisher ist die Eizellabgabe in 

Deutschland verboten. In einem Policy Paper diskutiert der djb die Rechtslage und stellt Eck-

punkte für eine mögliche Legalisierung vor. 

„Die Eizellabgabe wirft schwierige gleichstellungspolitische, rechtliche, medizinische und ethi-

sche Fragen auf, die insbesondere Frauen und Kinder in fundamentaler Weise berühren“, be-

tont djb-Präsidentin Ursula Matthiessen-Kreuder. „Eine Legalisierung muss die körperliche 

Unversehrtheit, reproduktive Selbstbestimmung, Schutz vor Ausbeutung, das Kindeswohl und 

das Recht des Kindes auf Kenntnis der eigenen Abstammung sicherstellen.“  

Gegenstand des veröffentlichten Papiers ist nicht die sog. Leihmutterschaft oder Surrogacy, 

sondern der Fall, dass die eizellempfangende Person das Kind, das mit der Eizelle der eizellab-

gebenden Person gezeugt wird, selbst austragen und mit dieser eine Familie gründen will. Dies 

kann durch eine spezielle Abgabe der Eizellen erfolgen oder indem jemand, der seine eigenen 

Eizellen kryokonserviert hat (Social Freezing), diese nach Abschluss seiner eigenen Familien-

planung anderen Paaren zur Verfügung stellt. Eine Eizellabgabe kann damit eine fremde Fa-

miliengründung unterstützen. Sie kann aber auch Teil eines gemeinsamen Familiengründungs-

projekts, z.B. eines lesbischen Paares sein.  

Eizellabgaben können für viele Frauen mit Kinderwunsch Hoffnung bedeuten, finden jedoch 

nicht selten in einem Kontext sozialer und wirtschaftlicher Ungleichheit statt. Des Weiteren 

sind medizinische Risiken zu beachten. Daher ist eine unabhängige ärztliche Aufklärung von 

zentraler Bedeutung, ebenso wie effektiver Schutz vor Ausbeutung.   

Außerdem plädiert der djb für niederschwellige psycho-soziale Beratungsangebote für die ei-

zellabgebende Person und für Wunscheltern, um diese über die Erfolgsaussichten einer repro-

duktionsmedizinischen Behandlung und die möglichst frühe, altersgerechte Aufklärung des 

Kindes über dessen Zeugung zu informieren.  

„Ein Kind muss nicht notwendig mit den Menschen aufwachsen, von denen es genetisch ab-

stammt. Wichtig ist aber, dass keine Geheimnisse über seine Abstammung in der Familie be-

stehen. Ausgangspunkt der Diskussionen könnten die bestehenden Regelungen für die Sa-

menspende sein“, so Prof. Dr. Anne Sanders, M.Jur., mit Viktoria Piekarska und Ronja Wester-

meyer Co-Vorsitzende der kommissionsübergreifenden Arbeitsgruppe Reproduktive Selbst-

bestimmung im djb. 
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